
des vertragsgemäßen Gebrauchs der Mietsache gehe. 
Dieser Forderung würde der Vermieter mit der Um­
setzung des Kachelofens entsprechen. Die Forderung des 
Klägers stelle kein gesellschaftlich anzuerkennendes Be­
dürfnis zur Verbesserung der Mietsache dar. Es hätte 
deshalb keiner weiteren Beweiserhebung über evtl. 
Vorzüge eines Dauerbrandkonvektors gegenüber einem 
Kachelofen bedurft. Das ergebe sich auch aus dem Ur­
teil des Obersten Gerichts vom 18. September 1958 — 
1 Zz 35/58 - (NJ. 1959 S. 281).
Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, 
der Erfolg hatte.
Aus den G r ü n d e n :
Dem Bezirksgericht ist darin zu folgen, daß im gege­
benen Fall der Verklagte seiner sich aus § 536 BGB er­
gebenden Pflicht, für eine ordnungsgemäße Beheizung 
des Wohnzimmers zu sorgen, dadurch nachzukommen 
bereit ist, daß er den vorhandenen Kachelofen umsetzen 
lassen will. Darauf beschränkt sich jedoch der Klage­
antrag nicht. Der Kläger will anstelle des Kachelofens 
einen Dauerbrandkonvektor aufstellen, und er ist be­
reit, die dadurch entstehenden Mehrkosten zu tragen. 
Die hier zu entscheidende Fage ist also, ob der Ver­
mieter verpflichtet ist, Modemisierungsmaßnahmen zu 
dulden, die ein Mieter auf eigene Kosten in seiner Woh­
nung durchführen will. Diese Frage kann nicht losge­
löst von der allgemeinen gesellschaftlichen Entwicklung 
auf dem Gebiet der Wohnungspolitik beantwortet wer­
den. Im Rahmen der Hauptaufgabe, die der VIII. Par­
teitag der SED beschlossen hat, hat das Wohnungsbau­
programm erhebliches Gewicht. Es wird realisiert durch 
Neubau, Modernisierung, Um- und Ausbau sowie durch 
Werterhaltung. Dabei spielt die Modernisierung von 
Wohnungen eine immer größere Rolle. Modemisierungs­
maßnahmen betreffen' meist den Einbau von Bädern, 
Innentoiletten und modernen Heizquellen.
Somit ist auch bei der Anwendung der Rechtsgedanken 
aus der Entscheidung des Obersten Gerichts vom
18. September 1958 zu beachten, daß gesellschaftlich an­
zuerkennende Bedürfnisse vom jeweiligen Entwiche 
lungsstand der Gesellschaft abhängig und daher wan­
delbar sind. Darauf wird auch in dem genannten Urteil 
hingewiesen. Die Bezugnahme des Bezirksgerichts auf 
dieses Urteil, mit dem es seinen Standpunkt stützen 
will, geht daher fehl.
Aus dem gegenwärtigen gesellschaftlichen Entwick­
lungsstand ergibt sich die Auslegung des § 535 BGB in

dem Sinne, daß der Vermieter die Zustimmung zu einer 
vom Mieter auf seine Kosten durchzuführenden Mo­
dernisierungsmaßnahme nicht verweigern darf, wenn
a) die hierfür erforderlichen bautechnischen Bedingun­
gen vorhanden sind und ggf. notwendige staatliche Ge­
nehmigungen, insbesondere der Staatlichen Bauaufsicht, 
erteilt werden,
b) die Modernisierung gesellschaftlich anzuerkennen­
den Wohnbedürfnissen entspricht und
c) die Modernisierung ohne wesentliche Beeinträchti­
gung des Vermieters oder anderer Mieter durchführbar 
ist.
Unter Beachtung dieser Kriterien ergibt sich, daß der 
Anspruch des Klägers auf Aufstellung eines Dauer­
brandkonvektors anstatt der Umsetzung des Kachel­
ofens gerechtfertigt erscheint. Allerdings muß noch ge­
prüft werden, ob dem Verklagten Umstände zur Seite 
stehen, die eine Verweigerung der Zustimmung begrün­
den können. Dazu gehört vor allem die Prüfung, ob 
durch den Betrieb eines Dauerbrandkonvektors die Ver- 
sottung des Schornsteins erheblich schneller eintreten 
würde als durch den Betrieb eines Kachelofens.
Mit dieser Frage haben sich die Instanzgerichte bisher 
nicht beschäftigt. Nach dem Protokoll der Güteverhand­
lung vor dem Kreisgericht hat der Kläger die Zustim­
mung des Bezirksschornsteinfegermeisters zum An­
schluß eines Dauerbrandkonvektors vorgelegt. Aus den 
Verfahrensakten ergibt sich aber nicht, daß auch Aus­
führungen über den Grad der Versottimg des Schorn­
steins bzw. seiner stärkeren Inanspruchnahme durch die 
Benutzung eines Dauerbrandkonvektors gemacht wor­
den sind.
Derartige Feststellungen sind jedoch für die Beurteilung 
der Frage wesentlich, ob der Vermieter verpflichtet ist, 
der verlangten Modernisierung zuzustimmen oder nicht. 
Er kann seine Zustimmung nur dann berechtigt ver­
weigern, wenn durch den Anschluß des Dauerbrand­
konvektors der Schornstein nicht unerheblich früher 
versottet als beim Anschluß eines Kachelofens oder wenn 
der Schornstein anderweitig wesentlich stärker bean­
sprucht wird und daher schneller verschleißt.
Diesen Fragen wird das Bezirksgericht in der erneuten 
Verhandlung nachzugehen haben.
Nach alledem war das Urteil des Bezirksgerichts wegen 
Verletzung der §§ 139 ZPO, 535 BGB aufzuheben und 
die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung 
an das Bezirksgericht zurückzuverweisen.

Buchumschau
N. F. Kusnezüwa:
Die gegenwärtige bürgerliche Kriminologie

» Verlag der Moskauer Universität 1974;
94 Seiten (in russischer Sprache)
Die vorliegende Arbeit ist ein wirksamer Beitrag zur 
politisch-ideologischen Auseinandersetzung mit bürger­
lichen Theorien zur Erklärung der Kriminalität, ihrer 
Ursachen und Vorbeugungsmöglichkeiten. Die Verfas­
serin unternimmt den Versuch einer systematischen Ge­
samtdarstellung und kritischen Analyse der heutigen 
bürgerlichen Kriminologie in den entwickelten kapita­
listischen Ländern Europas und Amerikas.
Das 1. Kapitel beschäftigt sich mit Gegenstand, Me­
thode, System und Geschichte der bürgerlichen Krimi­
nologie. Die Autorin weist nach, daß der mit der Ent­
stehung der bürgerlichen Kriminologie entbrannte 
Streit, ob es sich bei der Kriminologie um eine Gesell­
schafts- oder Naturwissenschaft handelt, ob sie als ju­
ristische, soziologische, politische, ob sie als eine selb­
ständige oder interdisziplinäre Wissenschaft zu charak­
terisieren ist, zu keinen auch nur einigermaßen ein­
heitlichen Auffassungen geführt hat. Das ungelöste 
Problem der Gegenstandsbestimmung wird ebenso wie 
das Fehlen einer einheitlichen Methodologie von vielen 
bürgerlichen Kriminologen als Dilemma empfunden. 
Bei ihrer kritischen Einschätzung der Methodik der 
kriminologischen Forschung in den kapitalistischen Län­

dern differenziert die Verfasserin zutreffend zwischen 
den zum Teil hochentwickelten soziologischen Unter­
suchungsmethoden — die bei Zugrundelegen der mar­
xistischen Methodologie auch für die sozialistische Kri­
minologie von Interesse sind — und den besonders in 
Westeuropa verbreiteten biologischen, psychiatrischen 
und psychologischen Methoden und Verfahren der sog. 
klinischen Kriminologie, auf deren wissenschaftliche 
Haltlosigkeit und Gefährlichkeit im Hinblick auf die 
Verletzung elementarer Rechte der Straftäter selbst 
progressive Vertreter der bürgerlichen Kriminologie 
hinweisen.
Das 2. Kapitel befaßt sich mit der Lehre von der Kri­
minalität. Kusnezowa definiert die Kriminalität als eine 
historisch veränderliche und vorübergehende soziale 
und strafrechtliche Erscheinung der Klassengesellschaft, 
die sich aus der Gesamtheit der im jeweiligen Staat in 
einer bestimmten Periode begangenen Straftaten zu­
sammensetzt. Von dieser in der sozialistischen Krimi­
nologie anerkannten Begriffsbestimmung ausgehend, 
analysiert die Verfasserin die verschiedenartigen dies­
bezüglichen Auffassungen in der bürgerlichen Krimi­
nologie. Danach besteht bei den führenden bürgerlichen 
Kriminologen lediglich insoweit Übereinstimmung, als 
sie die historische Veränderlichkeit und den sozialen 
Charakter der Kriminalität anerkennen — wobei die 
Vertreter der biosoziologischen Richtung vom biosozia­
len Charakter der Kriminalität sprechen —, während
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